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Wie kaputt ist Berlin?

Behörden-Versagen, ein Pannen-Flughafen – und selbst bei Wahlen bricht das Chaos aus: Die Verwaltung der Hauptstadt hat einen schlimmen Ruf. Michael Müller, der Regierende Bürgermeister, stellt sich zum Ende seiner Amtszeit einem Streit mit drei frustrierten Berlinern 
»Eine Demokratie, in der nicht gestritten wird, ist keine.«
HELMUT SCHMIDT 
»Ich erlebe als Oberstaatsanwalt in Berlins Justiz unhaltbare Zustände«, 
Ralph Knispel, 61, arbeitet seit vielen Jahren in der Abteilung Kapitalverbrechen und leitet die Vereinigung Berliner Staatsanwälte 
»Ich habe mich fast zwei Jahre mit den Behörden rumgeärgert«, 
Konstantinos Lympouridis, 46, geboren in Griechenland, lebt seit 2016 in Berlin und arbeitet hier beim Online-Marktplatz eBay 
»Über jedes Amt könnte ich eine unerfreuliche Geschichte erzählen«, 
Dagmar König, 49, ist Gesellschafterin einer Autohausgruppe mit Sitz in Berlin, die bundesweit mehr als 1000 Beschäftigte hat 
»Pauschale Kritik an Berlin nehme ich mir nicht mehr so zu Herzen«, 
Michael Müller (SPD), 57, ist seit 2014 Berlins Regierungschef. Am 21. Dezember übernimmt Franziska Giffey (SPD) das Amt. Müller wechselt in den Bundestag 
DIE ZEIT: Herr Müller, Berichte über miserable Zustände in Berlin sorgen immer wieder für Spott und Häme. Am Tag der Bundestagswahl wurden falsche Stimmzettel in Wahllokale geliefert, am Hauptstadtflughafen BER stehen Passagiere stundenlang in Schlangen. Selbst Verstorbene können noch an Berlins Verwaltung scheitern, wenn ein Friedhofsamt eben mal ein paar Wochen Betriebsferien macht und alle Bestattungen aussetzt. Gibt es eigentlich auch irgendetwas in Berlins Amtsstuben, das hervorragend funktioniert?
Michael Müller: Natürlich, ich nenne Ihnen gleich zwei Dinge. Wir haben bundesweit die schnellsten Finanzämter. Und in der Flüchtlingskrise hat unsere Verwaltung Gigantisches geleistet: Zehntausende Geflüchtete aufgenommen und integriert. Von den übrigen 40.000 Zuzüglern, die pro Jahr neu in die Hauptstadt kommen, ganz zu schweigen. 
ZEIT: Hier läuft also doch einiges prima, sagt Herr Müller. Was meinen Sie, Frau König, Herr Lympouridis und Herr Knispel – auf einer Skala von null bis zehn: Wie gut funktioniert der Staat in Berlin? Null: Totalausfall. Zehn: alles super.
Dagmar König: Eins von zehn. 
Konstantinos Lympouridis: Vier.
Ralph Knispel: Mit Blick auf meinen Bereich, Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit: 1,5.
ZEIT: Und Sie, Herr Müller?
Müller: Ich gebe uns sechs von zehn.
König: Wie bitte? Da muss ich jetzt mal aus meinem Leben erzählen. Ich bin Gesellschafterin eines Autohauses, das deutschlandweit 58 Standorte hat, davon 18 in Berlin. Schon von Berufs wegen bin ich mit vielen Ämtern in Kontakt, und über jedes einzelne könnte ich eine unerfreuliche Geschichte erzählen. Was ich an Wartezeiten und Durcheinander bei den Kfz-Zulassungsstellen erlebe! Nicht umsonst heißen die in meiner Branche »Vorhof der Hölle«.
Lympouridis: Ich komme aus Griechenland und habe auch so meine Erfahrungen gemacht, seit ich 2016 nach Berlin gezogen bin. Höflich ausgedrückt, ist die Verwaltung hier dysfunktional. Nur ein Beispiel: meine Einbürgerung. In anderen Bundesländern dauert das wenige Monate; in Berlin habe ich mich fast zwei Jahre mit den Behörden rumgeärgert, bis es endlich so weit war. Mein einziger Trost ist, dass mir der Bescheid zehn Tage vor der Bundestagswahl zugestellt wurde, gerade noch rechtzeitig also, damit ich wählen gehen konnte. 
Knispel: Auch ich erlebe als Oberstaatsanwalt in Berlins Justiz unhaltbare Zustände. Unsere Software zum Beispiel funktioniert nicht durchgängig. Bei der Staatsanwaltschaft und teils bei den Gerichten werden an jedem zweiten Mittwoch von 17 Uhr bis zum nächsten Morgen alle Rechner heruntergefahren; selbst beim Prozess zum Tiergartenmord, der bundesweit für Schlagzeilen sorgte, war das so. So was wäre in anderen Bundesländern undenkbar! Hauptverhandlungen finden oft zu spät oder gar nicht statt, weil Wachtmeister fehlen. Die Hauptstadt hat die höchste Kriminalitätsquote und die niedrigste Aufklärungsquote. All das besorgt die Bürger und hat das Vertrauen in den Rechtsstaat massiv erschüttert.
Müller: Jetzt mal stopp! Klar, die Fälle, die Sie schildern, gibt es. Davon höre ich selbst immer wieder, da will ich auch gar nicht gegenhalten. Aber man muss das doch einordnen. Ganz Deutschland hinkt hinterher bei der Digitalisierung. Wir haben fast vier Millionen Einwohner und zwölf Bezirke, jeder so groß wie eine deutsche Großstadt und jeder mit eigener Entscheidungskompetenz. Bei uns gibt es beide Extreme: die langsame, manchmal unfreundliche, aber eben auch die äußerst serviceorientierte, leistungsfähige Verwaltung. 
König: Also, das erlebe ich anders. 2019 gab es auf einer Straße, die zu einem unserer Autohäuser in Köpenick führte, einen Wasserschaden. Das war freitagabends, da hätte man auf dem Amt keinen erreicht, also haben wir das Leck selbst provisorisch repariert. Zum Dank dafür wurden uns von den städtischen Wasserwerken 180.000 Euro vom Konto abgebucht – als hätten wir das Wasser verbraucht! Bis heute wurde uns erst die Hälfte erstattet. Und seit mehr als zwei Jahren versuche ich, den Zuständigen zu finden – bislang ohne Erfolg. 
Müller: Das ist natürlich schrecklich, aber zu so einem Einzelfall kann ich wenig sagen. Für so was gibt es eben kein Verfahren.
König: Sorry, aber wie lange soll es denn noch dauern, bis ich mein Geld wiederkriege?
Müller: Ich verstehe Sie ja, Sie müssen aber Ihrerseits auch akzeptieren, dass eine Verwaltung Ihre Ansprüche erst ganz genau prüfen muss. Die kann Ihnen nicht einfach 90.000 Euro Steuergeld überweisen.
ZEIT: Herr Lympouridis, welche Erfahrungen haben Sie mit der Berliner Verwaltung gemacht? 
Lympouridis: Keine guten. Das beste Beispiel ist mein Umzug innerhalb Berlins, vom Wedding nach Prenzlauer Berg. Dafür wollte ich für jeweils zwei Stunden eine Halteverbotszone für den Umzugswagen einrichten lassen. Online ging natürlich gar nichts, stattdessen musste ich bei zwei verschiedenen Behörden vorsprechen. Das ging aber nur dienstags von neun bis zwölf, sodass diese Kleinigkeit am Ende zwei halbe Tage beansprucht hat. Das kann doch nicht wahr sein!
ZEIT: Wer umziehen will, muss also eigentlich zwei Tage Extraurlaub allein für die Beantragung der Halteverbotszonen einrechnen, Herr Müller?
Müller: Das ist ärgerlich, auch wenn wir die Bearbeitungszeiten in den Ämtern durch personelle Aufstockung schon spürbar verringert hatten. Aber dann kam Corona, und wir wurden zurückgeworfen, weil wir auf einmal so viel Personal in den Gesundheitsämtern brauchen. 
König: Sie sagen, Sie hätten vor Corona mehr Stellen geschaffen? Dann frage ich mich allerdings, wo die geblieben sind. Ich habe Jahre erlebt, in denen eine Kfz-Zulassung bis zu neun Wochen dauerte.
Müller: Und wie lange warten Sie heute?
König: Fünf Tage, allerdings musste man schon mal sechs bis sieben Wochen auf den Termin warten. Zeitweise hatten wir Anträge für Autos im Wert von 18 Millionen Euro auf den Zulassungsstellen liegen. Geld, das wir so lange vorstrecken müssen. Das bringt meine Firma an den Rand der Existenz. 
Müller: Ja, und trotzdem verfügen wir eben nicht über unendliche Mittel, Sie werden also verstehen, dass wir in Berlin Prioritäten setzen müssen. 2015 haben wir alle Kräfte für die Flüchtlingsaufnahme gebündelt, seit Corona müssen eben viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den Gesundheitsämtern aushelfen. Und trotzdem haben wir ja offenbar die Bearbeitungszeit bei der Kfz-Zulassung von sieben Wochen auf fünf Tage reduziert. 
Knispel: Natürlich können Sie, Herr Müller, den einen Euro, den Sie haben, auch nur einmal ausgeben. Aber wo bleiben dabei der Rechtsstaat und die innere Sicherheit? Die Berliner Polizei kann wegen der desolaten Personallage ihren Aufgaben schon lange nicht mehr nachkommen. 
Müller: Es wird doch jedes Jahr mehr Geld ausgegeben! Wir haben rund 2300 Polizisten mehr als noch vor fünf Jahren. Wir haben 100 Millionen Euro in deren Ausstattung investiert, von Schutzwesten bis zu Pistolen. Wir bauen eine neue Wache und ein Anti-Terror-Zentrum. Was ich Ihnen in diesem Zusammenhang aber gerne erzählen würde: Auf Ministerpräsidentenkonferenzen kommen regelmäßig Kollegen auf mich zu und sagen: »Ach, Michael, zum Glück haben wir dich!« Wissen Sie, warum?
Knispel: Nein.
Müller: Weil die alle wissen, dass vieles, was hier bei uns schiefläuft, bei ihnen nicht besser ist. Das Ding ist nur: Jeder bedeutende Sender, jede Zeitung hat einen Sitz in Berlin. Das heißt, wer über das Versagen der Bürokratie berichten will, fährt doch nicht nach Wuppertal. Nein, man berichtet aus Berlin. Das kann es nicht entschuldigen, aber man muss es wissen. Und noch ein Wort zu Ihrem Gefühl, Herr Knispel, in Berlin werde nicht genug in die Justiz investiert: Andere Bundesländer tun da vielleicht mehr. Okay. Ich hingegen stecke fünf Milliarden Euro in die Schulen und habe dann tatsächlich weniger für andere Bereiche. Das ist aber dann eben politisches Handeln, und jeder tut das nach seinen Überzeugungen und Möglichkeiten. 
ZEIT: Ihr Vorgänger Klaus Wowereit sagte neulich, die Verwaltung der Hauptstadt sei »heute schlechter aufgestellt als jede Kreissparkasse«. In Ihren sieben Jahren als Regierungschef in Berlin ist also vieles noch schlechter geworden? 
Müller: Aber nein! Es ist besser geworden. Die Wowereit-Jahre waren geprägt von Sparen und Kürzen, was auch nötig war ... 
Knispel: ... »sparen, bis es quietscht«, hieß das. 2020 hat das Bundesverfassungsgericht ja dem Land Berlin eine Ohrfeige verpasst, indem es feststellte, dass die Besoldung von Richtern und Staatsanwälten jahrelang verfassungswidrig viel zu niedrig war. 
Müller: Richtig, aber insgesamt haben wir in meiner Zeit die Investitionen um Milliarden hochgefahren, und das kommt auch an. Wir haben heute mehr Personal in den Bürgerämtern, in der Verwaltung, bei der Polizei, in der Justiz. 
Knispel: Weiter gespart wird leider trotzdem. Nach Tötungsdelikten zum Beispiel ist es üblich, sogenannte Funkzellen auszumessen, um Informationen einzuholen. Da wird einem hier in Berlin mitgeteilt, dass die Polizei an Wochenenden nicht ausrückt. So etwas wäre in Bayern undenkbar!
Müller: Der Verweis auf andere Bundesländer hilft in dieser Debatte nicht weiter. Oder hätten Sie es vorher für möglich gehalten, dass Bayern doppelt so hohe Corona-Inzidenzen erleben würde wie Berlin? Dass Bayern in jeder Wissenschaftsinitiative gegen Berlin verliert? Gewiss, Berlin muss in vielen Dingen schneller und besser werden. Aber der Sparkurs meines Vorgängers geschah ja nicht aus Spaß. Wir waren in einer Haushaltsnotlage, wir hatten nach der Wiedervereinigung 20 Prozent Arbeitslosigkeit!
ZEIT: Es vergeht kaum eine Woche, in der nicht über Berliner Chaos berichtet wird, meist mit viel Häme. Wie erträgt man so was als Mensch, Herr Müller?
Müller: Man gewöhnt sich an manches. Aber einiges ärgert mich dann doch immer wieder sehr: wenn ich zum Beispiel lese, dass in Berlin nicht gebaut werde. Das ist Unsinn. Bezogen auf die Bevölkerungszahl bauen wir so viele neue Wohnungen wie Hamburg. Mich ärgern auch 20 Jahre Flughafen-Bashing. Über viele Jahre wurden wir zu Recht kritisiert oder verlacht. Aber was hat es da nicht alles an Meinungen gegeben: Der Flughafen sei zu groß, zu klein, zu nah an der Stadt, zu weit draußen. Gewiss, wir hatten eine Baukatastrophe, aber die wurde in Ordnung gebracht. Jetzt ist auch mal gut. Anderswo in Deutschland läuft doch auch nicht alles rund.
Lympouridis: Ein Beispiel, bitte.
Müller: Ich war gerade am Flughafen Köln/Bonn, da habe ich einiges an Warteaschlangen-Wirrwarr erlebt. Weil Durchsagen und Hinweise fehlten, wusste niemand, ob er gerade richtig ansteht. 
ZEIT: Reisende, die am BER stundenlang anstehen mussten und sogar ihren Flug verpasst haben, weil es nicht voranging, wird das kaum trösten.
Müller: (atmet laut) Fragen Sie mal die Münchner, wie toll sie es finden, dass sie anderthalb Stunden zu ihrem Flughafen fahren. Oder fragen Sie mal die Hamburger, welche horrenden Mieten die zahlen – oder erst die Menschen in Madrid oder Buenos Aires. Das sind alles Großstadt-Themen. Alle Metropolen wachsen, und das bringt überall Wachstumsschmerzen. Nur bei Berlin hat sich das Schimpfen darüber zu so etwas wie Folklore entwickelt.
Lympouridis: Ich sehe das anders. Ich bin ja Grieche. Wenn ich meinen Verwandten in Griechenland von den Erlebnissen in Berlin erzähle, können die es nicht fassen. Berlins Bürokratie erinnert mich an die griechische, und deren Ruf kennen Sie. Griechenland ist in manchem sogar besser, etwa bei Corona. Dort bekommt man Impftermine und -ausweise problemlos digital. In Berlin konnte ich mir als Impfwilliger lange bloß ein PDF herunterladen mit Telefonnummern und E-Mail-Adressen von Praxen, die ich selbst kontaktieren sollte. Herr Müller, ich finde, was Ihnen fehlt, ist eine Vision von Berlin als Weltstadt. 
Müller: Ach was! Das sehe ich aber anders, allein schon, wenn ich an das Thema Wissenschaft und Forschung denke!
Lympouridis: 1995 war ich schon mal in Berlin. Auch damals lief alles in der Stadt ziemlich leger und chaotisch. Das waren Nachwirkungen der Wende, deshalb hat sich keiner daran gestört. Als ich dann 20 Jahre später zurückgekehrt bin, war vieles immer noch so – sagen wir: balkanisch. (alle lachen) 
Müller: Hui! Diesen Vergleich kannte ich noch nicht.
König: Beim Berliner Stadtplanungsamt wurde mir mal gesagt: Wir denken nicht in Jahren, sondern in Dekaden. Meine Eltern sind 1966 zur Existenzgründung nach West-Berlin gegangen, weil sie wenig Geld hatten und dachten, dort sind die Ansprüche nicht so hoch wie anderswo, dort geht es eher schlunzig zu. Nach dem Motto: Es geht schon irgendwie!
ZEIT: Ist die Berliner Mentalität also ein Teil des Problems?
Müller: Die Berliner Schnodderigkeit, ja, die gibt es. Man sollte aber nicht vergessen: Seit der Wende hat sich die Hälfte der Berliner Bevölkerung ausgetauscht. Wir haben 1,8 Millionen Neu-Berliner, die andere Mentalitäten mitbringen, ob nun aus Baden-Württemberg oder wie Sie, Herr Lympouridis, aus Griechenland. Und es stimmt nicht, dass wir im Jahr 1995 stecken geblieben wären. Es hat sich viel getan, angefangen bei Grünflächen und Gebäuden, ein ganzes Regierungsviertel ist entstanden. Vor allem sind wir eine Kultur- und Wissenschaftsmetropole geworden. Und darauf bin ich stolz. 
ZEIT: Als eben von Berlins Balkanisierung die Rede war, wirkten Sie kaum erschüttert, Herr Müller. Ist das irgendwie schon ein Vorwurf für Sie geworden, der egal ist?
Müller: Nein, dann würde ich ja genauso schnoddrig reagieren, wie es Berlinern nachgesagt wird. Es ist mir ja nicht egal. Pauschale Kritik an Berlin nehme ich mir nur längst nicht mehr so zu Herzen. Was ich da nicht alles höre! Wir seien »eine Stadt des Niedergangs« oder eine »failed city«. Das kann ich nicht ernst nehmen. 
ZEIT: Gegen die Bezeichnung Berlins als failed city oder failed state haben Sie sich schon häufiger in Interviews verwahrt. Wir haben einmal nachgeschaut, wie ein failed state definiert wird.
Müller: Dann mal los. 
ZEIT: Der Begriff bezeichnet einen Staat, der seinen Bürgern Sicherheit, Wohlfahrt und Rechtsstaatlichkeit nicht mehr gewährleisten kann. Ist das mit Blick auf Berlin so abwegig? Herr Knispel hat in diesem Gespräch Defizite bei der Sicherheit und beim Rechtsstaat benannt, die einem Sorgen machen können. Und der angespannte Wohnungsmarkt ist durchaus ein Wohlfahrtsproblem. 
Müller: Wollen Sie mir damit sagen, dass auch Paris und London failed cities sind? Dort liegen die Mieten bis zu sechsmal so hoch wie bei uns. Ich würde nachts auch nicht durch die Pariser Banlieues laufen. 
Knispel: Aber das ist doch kein Argument, Herr Müller. Ihr Anspruch als Politiker sollte es sein, das Bestmögliche zu erreichen. In einem Punkt will ich Sie auch mal loben: für Ihre Entschiedenheit bei der Corona-Bekämpfung. Da ziehe ich den Hut, das hatte mal nichts von Wurschtigkeit. Aber so eine Leistung erwarten die Menschen auch bei anderen Themen. Die Kritik daran, dass Berlin bei der Kriminalität bundesweit die niedrigste Aufklärungsquote hat, wurde mal folgendermaßen abgewimmelt: Die Stadt habe schließlich auch viele Touristen, Bahnhöfe mit Rolltreppen und einen Flughafen. Da fühlt sich die Bevölkerung verschaukelt. Solche Orte, die es Taschendieben leicht machen, haben andere Großstädte doch auch. Nur haben die trotzdem weniger Kriminalität und eine bessere Aufklärung!
Müller: Ja, besser zu werden muss der Anspruch sein. Bei manchem hätten wir noch genauer hinschauen und noch mehr tun müssen. Es gibt aber keinen Grund für Schwarzmalerei. In den nächsten Jahren geht ein Drittel der Beschäftigten in unserer Verwaltung in den Ruhestand. Dadurch geht viel Erfahrung verloren; es ist aber auch eine Riesenchance, wenn wir damit Aufbruchsstimmung erzeugen.
ZEIT: Herr Knispel, für dieses Gespräch haben Sie unter der Bedingung zugesagt, dass es nicht als Videokonferenz stattfindet. Sie sagten, das sei technisch nicht möglich ...
Knispel: Es gab bei uns in der Behörde mal einen Raum für Videokonferenzen, der wurde aber aufgelöst, weil eine andere Abteilung das Zimmer benötigt. Und an meinem Arbeitsplatz habe ich keinen Rechner, mit dem ich auf diese Art digital verkehren kann. Tja, so ist die Berliner Wirklichkeit. 
ZEIT: Gab es Dinge, Herr Müller, bei denen Sie selber sagen: Das wollte ich ändern, habe aber wenig erreicht?
Müller: Bei der Schulsanierung. Der Problemdruck ist augenscheinlich, deshalb habe ich gesagt: Lasst uns als Erstes ein Toilettensanierungsprogramm auflegen, damit kein Kind mehr auf ein stinkendes Klo gehen muss. Das wurde dann als zu kleinteilig verspottet. Geld, das da war, wurde nicht genutzt. Wenn Sie mich so fragen: Ja, das war besonders bitter, dass wir da nicht mehr erreicht haben!
ZEIT: Ihre Schultoiletten-Offensive war von den Schulen nicht gewollt?
Müller: Viele wollen lieber das große Rad drehen. Die sagen dann: Warum sollen wir die Klos sanieren, wenn wir doch lieber ein neues Schulgebäude wollen? Also gehen die ins Planungsverfahren für ein neues Gebäude, das dauert fünf Jahre. Nach fünf Jahren gibt es neue Verantwortliche, die sagen: Ich möchte lieber ein anderes Gebäude haben, und man beginnt ein neues Planungsverfahren, das wieder fünf Jahre dauert. Und zum Schluss hat man zehn Jahre lang stinkende Toiletten. Was zeigt: Alles neu organisieren ist eben oftmals mehr Show, als dass es in der Sache weiterhelfen würde. 
ZEIT: Nach so viel Klagen über Berlin – trägt sich irgendwer von Ihnen mit Abwanderungsplänen?
König: Nein, ich bin ja auch wegen meines Unternehmens an Berlin gebunden. 
Knispel: Ich bleibe momentan auch hier.
Lympouridis: Ich auch – trotz allem. 
Müller: Sehen Sie, so schlimm kann es dann ja wohl nicht sein. Und ich bleibe übrigens auch!
Das Gespräch moderierten Ileana Grabitz, Stefan Schirmer und Artur Weigandt 
Fotos: Gene Glover für DIE ZEIT 
250.000 unerledigte Termine hatten sich im Sommer 2021 in Berliner Bürgerämtern aufgestaut und werden seither abgearbeitet
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